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Gesetz, betreffend die Behebung der Wohnungsnot im Deutschen Reich

erlassen am 01.04.2014, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 12.07.2014 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 12

§ 1.

Alle Veränderungen, Verschiebungen oder Versteigerungen der Vermögensstände, wie Mobiliare,
Grundstücke, Ländereien und Immobilien sind ohne die Zustimmung des Deutschen Reiches bzw.
die Anwendung der Gesetze des Deutschen Reiches zum Stand 28.10.1918 schwebend unwirksam
und nichtig. Sie müssen schadenersatzpflichtig im Zeitraum von 6 Monaten zurückgeführt werden.
In allen Fällen wird die Haftung nach dem Verursacherprinzip beurteilt.

§ 2.

Alle Immobilien, Mobiliare und Grundstücke die nur zum Zwecke der Weiterveräußerung und nicht
zum Zwecke des Eigennutz vom Ersteigerer oder dessen Auftraggeber verändert und verschoben
wurden,  sind  mit  einer  Schadenersatzsumme  von  zusätzlichen  250.000,00  Mark  an  den
Geschädigten  zurückzugeben.  Geschieht  dies  nicht  innerhalb  von  6  Monaten  erhöht  sich  die
Schadenersatzsumme  auf  500.000,00  Mark.  In  allen  Fällen  wird  die  Haftung  nach  dem
Verursacherprinzip beurteilt.

§ 3.

Allen Deutschen, im Sinne des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913, die derzeit
in  Miete  wohnen,  dürfen  mit  Inkraftsetzung  dieses  Gesetzes  ihren  Wohnsitz  nicht  gekündigt
bekommen, wenn die Kündigung aus wirtschaftlichen Gründen des Vermieters oder Verwalters
erfolgen  soll  und  dies  in  einer  Phase  des  wirtschaftlichen  Notstandes  des  Deutschen  Reiches
geschieht.

Der betreffende Wohnsitz ist gemäß Hausordnung der jeweiligen Verwaltung, nach Vorschrift und
durch Eigenfinanzierung zu pflegen und zu hegen und in einem optimalen Zustand zu halten.
Solange der Mieter die Mietzuschüsse durch BRD-Agenturen erhält ist die Miete wie vereinbart zur
Zahlung fällig. Das tatsächliche und staatsrechtliche Eigentumsrecht des Immobilienbesitzers wird
dadurch nicht berührt.

§ 4.

Für alle Mieter, die nicht unter das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 fallen,
haben die Organisationen der bisherigen Verwaltungen, unter strenger und vorrangiger Einhaltung
von § 4 dieses Gesetzes, die alleinige Vollhaftung, wie Sie die nachrangig zu bewertenden Mietern
unterzubringen haben, sodaß es zu keinerlei gesundheits- und gesellschaftsgefährdeten Mißständen
führt.
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§ 5.

Dieses Wohnsitzrecht tritt außer Kraft, sobald das Deutsche Reich vollständig Handlungsfähig ist
und mindestens 6 Monate nach der Regierungsübernahme weiterhin die Staatsgeschäfte führt.

§ 6.

Dieses Gesetz tritt mit der Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.

Reichsgesetzblatt “RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot” Amtsschrift

Reichsgesetzblatt “RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot”_D

http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Amtsblatt/RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Amtsblatt/RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Amtsblatt/RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Druck/RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot_D.pdf
http://deutscher-reichsanzeiger.de/2014/Druck/RGBl-1404011-Nr12-Gesetz-Behebung-der-Wohnungsnot_D.pdf

